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Entwurf eines Gesetzes 

über die Verjährung von deutschen Auslandsschulden und ähnlichen Schulden 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Ist zur Erfüllung eines beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bestehenden, noch 
nicht verjährten Anspruchs eine devisen- 
rechtliche Sondergenehmigung oder eine 
Sondergenehmigung nach Artikel 1 Abs. 1 
Buchstabe f der Gesetze Nr. 52 des SHAEF 
und der Militärregierungen erforderlich, so 
verjährt der Anspruch nicht vor dem Ablauf 
von achtzehn Monaten nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. 

(2) Ist die Regelung einer Schuld nach 
Maßgabe des Abkommens vom 27. Februar 
1953 über deutsche Auslandsschulden (Bun- 
desgesetzbl. II S. 331) erst möglich, nachdem 
eine in diesem Schuldenabkommen vorgese- 
hene Regierungsvereinbarung getroffen oder 
ein darin vorgesehenes Bundesgesetz erlassen 
ist, so verjähren die beim Inkrafttreten des 
vorliegenden Gesetzes noch nicht verjährten 
Ansprüche aus einer solchen Schuld nicht vor 
dem Ablauf von achtzehn Monaten nach 
dem Inkrafttreten der vorgesehenen Regie- 
rungsvereinbarung oder des vorgesehenen 
Bundesgesetzes. 

§ 2 

Ist zur Vornahme einer Rechtshandlung 
oder zur Erfüllung eines Anspruchs, für dessen 
Geltendmachung die Vornahme einer Rechts- 
handlung binnen einer Ausschlußfrist Vor- 
aussetzung ist, eine der In § 1 bezeichneten 
Sondergenehmigungen erforderlich, so gilt 
für den Ablauf einer beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes noch nicht abgelaufenen Aus- 
schlußfrist zur Vornahme dieser Rechtshand- 
lung § 1 entsprechend. 


§ 3 

Bei der Festsetzung eines Regelungsange- 
botes (Artikel 3 Buchstabe g des Schulden- 
abkommens) gilt die Verjährung der An- 
sprüche aus dem Schuldverhältnis vom 
1. Juni 1933 bis zum Ablauf von achtzehn 
Monaten nach dem Zeitpunkt als gehemmt, 
in dem das Schuldenabkommen und dessen 
in Betracht kommende Anlage auf die Schuld 
anwendbar wird. 

§ 4 

(1) Nimmt der Gläubiger ein Regelungs- 
angebot an oder gibt er sein Einverständnis 
mit der Regelung einer Schuld (Artikel 15 
des Schuldenabkommens), so gilt die Verjäh- 
rung der Ansprüche aus dem Schuldverhältnis 
während des in § 3 bezeichneten Zeitraums 
als gehemmt; mit diesen Zeitpunkten be- 
ginnt für die noch nicht verjährten An- 
sprüche aus dem Schuldverhältnis eine neue 
Verjährung. 

(2) Nimmt der Gläubiger ein Regelungs- 
angebot für eine in den Abschnitten A oder B 
der Anlage I oder in Anlage II des Schulden- 
abkommens bezeichnete verbriefte Schuld 
vor dem Ende der Frist an, binnen deren er 
sich für die Annahme entscheiden kann (An- 
lage I Nr. 8 Buchstabe b, Artikel 15 Abs. 2 
Buchstabe b des Schuldenabkommens), so 
gelten auch diejenigen Ansprüche aus dem 
Schuldverhältnis als nicht verjährt, die nach 
dem in § 3 bezeichneten Zeitraum verjährt 
wären. 

§ 5 

Die Bestimmungen der §§ 3 und 4 sind 
auf Ausschlußfristen für die Geltendmachung 
von Ansprüchen aus dem Schuldverhältnis 
entsprechend anzuwenden. 
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§ 6 

Die Bestimmungen der §§ 3 bis 5 sind von 
deutschen Gerichten auch dann anzuwenden, 
wenn das Schuldverhältnis seinem Inhalt 
nach ausländischem Recht unterliegt. 

§ 7 

(1) Ausschlußfrist im Sinne dieses Gesetzes 
ist jede Frist, mit deren Ablauf ein Vermö- 
gensrecht oder die Befugnis zur Vornahme 
einer Rechtshandlung in Vermögensangele- 
genheiten erlischt. Hierbei ist es unerheblich, 
ob die Frist durch deutsches oder aus- 
ländisches Gesetz, durch Anordnung eines 
Gerichts, einer Schiedsinstanz oder einer 
Verwaltungsbehörde oder durch Vertrag 
oder eine andere Rechtshandlung bestimmt 
ist und ob die durch sie betroffenen Rechte 
auf Privatrecht oder öffentlichem Recht 
beruhen. 

(2) Ausschlußfristen im Sinne des Ab- 
satzes 1 sind nicht 

1. Verjährungsfristen; 

2. Fristen für die Einlegung eines Rechts- 
behelfs gegen Entscheidungen eines Ge- 
richts, einer Schiedsinstanz oder einer Ver- 
waltungsbehörde; 

3. die Fristen, die in § 12 Abs. 3 des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag vom 
30. Mai 1908 (Reichsgesetzbl. S. 263) in 
der Fassung der Verordnung vom 10. De- 
zember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2443) 
bestimmt sind; 

4. Fristen, die im Verfahren zur Bereinigung 
von Wertpapieren zu wahren sind, oder 
Fristen für den Antrag auf Ausstellung 
einer Lieferbarkeitsbescheinigung. 

§ 8 

Unberührt bleiben die Vorschriften inter- 
nationaler Verträge und anderer Gesetze, nach 
denen Ansprüche erst später verjähren oder 
Ausschlußfristen erst später ablaufen als in den 
in diesem Gesetz bezeichneten Zeitpunkten. 
Unberührt bleibt insbesondere eine Hem- 
mung der Verjährung, die dadurch bewirkt 
wird, daß eine Reichsmarkverbindlichkeit 
nicht auf Deutsche Mark umgestellt worden 
ist, oder daß eine Verbindlichkeit wegen 
noch ausstehender bundesgesetzlicher Rege- 
lung oder nur deswegen nicht geltend ge- 
macht werden kann, weil in Artikel 5 des 
Schuldenabkommens eine Prüfung der For- 
derungen oder die Regelung der Schulden 
zurückgestellt worden ist. 


§ 9 

(1) Ein Leistungsverbot nach § 12 des Aus- 
führungsgesetzes zum Abkommen über deut- 
sche Auslandsschulden vom 24. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003) bewirkt keine 
Hemmung der Verjährung des Anspruchs 
oder des Laufs von Ausschlußfristen. 

(2) Fordert der Berechtigte nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes den Verpflichteten 
unter bestimmter Angabe des Betrages und 
des Grundes des Anspruchs, der von einem 
solchen Leistungsverbot betroffen wird, 
schriftlich zu einer Erklärung darüber auf, ob 
er den Anspruch anerkennt, und geht diese 
Aufforderung dem Verpflichteten zu, bevor 
der Anspruch verjährt ist oder die Aus- 
schlußfristen abgelaufen sind, so werden die 
Verjährung und der Lauf der Ausschluß- 
fristen nicht vor dem Ablauf von achtzehn 
Monaten nach dem Wegfall des Leistungs- 
verbots vollendet. Das gleiche gilt, soweit 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
Verjährung eines solchen Anspruchs unter- 
brochen wird. Konnte der Berechtigte die 
Person des Verpflichteten oder dessen Auf- 
enthalt bei Anwendung der im Verkehr er- 
forderlichen Sorgfalt nicht rechtzeitig ermit- 
teln, so gilt Satz 1 auch, wenn die Aufforde- 
rung dem Verpflichteten erst binnen acht- 
zehn Monaten nach Wegfall dieser Hinder- 
nisse zugeht. 

§ 10 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Beginn des 
zweiten Kalendermonats nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

(2) Auf den Zeitraum nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes sind 

1. § 3, § 4 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Ablauf der durch Kriegs- und Nach- 
kriegsvorschriften gehemmten Fristen 
vom 28. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. 

S. 821) und des entsprechenden Berliner 
Gesetzes vom 26. April 1951 (GVBl. 
S. 333), 

2. § 2 des Gesetzes zur Ergänzung des Ge- 
setzes über den Ablauf der durch Kriegs- 
oder Nachkriegsvorschriften gehemmten 
Fristen vom 30. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 213) und des entsprechenden 
Berliner Gesetzes vom 3. Juli 1951 (GVBl. 
S. 498), 

3. Artikel 2 und 4 des Gesetzes Nr. 67 der 
Alliierten Hohen Kommission über Fristen, 
die Ausländer betreffen (Amtsbl. S. 1310) 
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sowie dessen Artikel 3, soweit er auf Ar- 
tikel 2 verweist, 

nur noch anzuwenden, wenn das Erforder- 
nis der Sondergenehmigung vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes weggefallen ist. 
Diese Vorschriften sind jedoch, wenn und 
solange der Anspruch nicht unter die zu 
regelnden Schulden (Artikel 4 des Schulden- 
abkommens) fällt, wieder anzuwenden, so- 
bald nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
der Berechtigte den Verpflichteten unter be- 
stimmter Angabe des Betrages und des Grun- 
des des Anspruchs schriftlich zu einer Erklä- 


rung darüber auffordert, ob er den Anspruch 
anerkennt und diese Aufforderung dem Ver- 
pflichteten zugeht, bevor der Anspruch ver- 
jährt ist oder die Ausschlußfristen abgelaufen 
sind; § 9 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt ent- 
sprechend. 

§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


Begründung 


Das vorliegende Gesetz soll die verstreuten 
Sondervorschriften über die Fristenhemmung 
bei Ansprüchen, zu deren Erfüllung eine 
devisenrechtliche oder ähnliche Genehmigung 
erforderlich ist, der durch das Abkommen 
über deutsche Auslandsschulden (Bundesge- 
setzbl. 1953 II S. 331) geschaffenen neuen 
Lage anpassen. Zugleich soll es das Sonder- 
recht für die Verjährung dieser Ansprüche in 
möglichst übersichtlicher Form zusammen- 
fassen. 

Der Ablauf der durch Kriegs- oder Nach- 
kriegsvorschriften gehemmten Fristen, auf die 
das im Geltungsbereich dieses Gesetzes gel- 
tende Recht anzuwenden ist, ist durch das 
Bundesgesetz vom 28. Dezember 1950 — 

Bundesgesetzbl. I S. 821 — im wesentlichen 
abschließend geregelt worden. § 3 und § 4 
Abs. 2 dieses Gesetzes enthalten jedoch noch 
keine endgültige Regelung. Sie betreffen die 
Verjährung von Zahlungsansprüchen aus 
dem zwischenstaatlichen Geld- oder Kapital- 
verkehr, deren Erfüllung nur mit einer 
devisenrechtlichen Genehmigung — d. h. 
einer für den Einzelfall gegebenen beson- 
deren Genehmigung im Gegensatz zu einer 
allgemeinen Genehmigung — zulässig ist, 
sowie den Ablauf der Fristen, innerhalb 
deren Zins-, Renten- und Gewinnanteil- 
scheine auf den Inhaber dem Aussteller zur 
Einlösung vorzulegen sind, soweit zur Ein- 
lösung eine devisenrechtliche Sondergeneh- 
migung erforderlich ist. Nach den genannten 
Bestimmungen ist der Ablauf der in Betracht 
kommenden Verjährungs- und Vorlegungs- 
fristen bis zum Ende des Kalenderjahres ge- 
hemmt, vor dessen Beginn das Erfordernis 


einer devisenrechtlichen Sondergenehmigung 
zur Erfüllung des Anspruchs wegfällt. Diese 
Sonderbestimmungen sind durch das Bundes- 
gesetz vom 30. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 213) sowie durch das AHK-Gesetz Nr. 67 
(Amtsbl. S. 1310) auf fast alle Ausschluß- und 
Verjährungsfristen, die Ausländer betreffen, 
und zugleich auf Sondergenehmigungen nach 
Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe f der Gesetze 
Nr. 52 der Militärregierungen erweitert wor- 
den. Gleichartige Sonderbestimmungen gelten 
in Berlin. 

Indem die bezeichneten Bestimmungen das 
Ende der Fristenhemmung von dem Wegfall 
des Erfordernisses der Sondergenehmigung 
abhängen lassen, schließen sie den zukünf- 
tigen Ablauf der Fristen auf eine ungewisse 
Zeit aus. Dieser Ausschluß war von vorn- 
herein nur als vorläufig gedacht. Er sollte 
verhindern, daß der beabsichtigten Regelung 
der deutschen Auslandsschulden zum Nach- 
teil der ausländischen Gläubiger durch Ab- 
lauf von Fristen vorgegriffen würde. Er 
mußte in der geschilderten Art erfolgen, weil 
noch nicht feststand, wann und auf welchem 
Wege die Probleme der deutschen Auslands- 
verschuldung geregelt werden würden. Dieser 
Grund ist durch den Abschluß des erwähnten 
.Abkommens vom 27. Februar 1953 über 
deutsche Auslandsschulden weggefallen. Daher 
ist nunmehr der Zeitpunkt gekommen, in 
dem die vorläufige Regelung durch eine end- 
gültige ersetzt werden kann. 

Wenn die vorläufige Regelung bestehen- 
bliebe, würde die Verjährung voraussichtlich 
noch auf eine weitere, sehr lange Zeit ge- 
hemmt bleiben. Denn es ist nicht abzusehen, 
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wann für die Erfüllung der Ansprüche das 
Erfordernis der Sondergenehmigung weg- 
fallen wird. Es ist sogar mit der Möglichkeit 
zu rechnen, daß die vor langer Zeit entstan- 
denen Ansprüche immer noch unverjährt be- 
stehen bleiben würden, wenn die Generation, 
zu deren Lebzeiten sie begründet worden 
sind, bereits zum großen Teil ausgestorben 
ist. Eine solche Lage wäre mit dem Zweck der 
gesetzlichen Fristsetzungen nicht vereinbar. 
Diese sollen den Schuldner nach Ablauf ange- 
messener Zeit von der Last befreien, sich 
gegen Ansprüche, die möglicherweise nach 
Grund oder Betrag streitig sind, sachlich zu 
verteidigen und die dafür erforderlichen Be- 
weismittel bereitzuhalten. Aus diesem Grunde 
kann die vorläufige Regelung nicht länger 
beibehalten werden. Vielmehr muß ein Weg 
gesucht werden, der unter Wahrung der be- 
rechtigten Interessen der Gläubiger mit dem 
Zweck der gesetzlichen Fristsetzungen ver- 
einbar ist. 

Ein solcher Weg besteht darin, daß die 
Fristenhemmung grundsätzlich nur noch 
wahrend einer fest begrenzten Zeit fortge- 
setzt wird, die so bemessen ist, daß der 
Gläubiger vor Vollendung der Verjährung 
genügend Zeit hat, durch eigene Maßnahmen 
die Verjährung zu verhindern. 

Aus diesen Erwägungen ist bereits in Ar- 
tikel 1 8 Albs. 1 des Londoner Schuldenab- 
kommens eine Regelung vorgesehen, die die 
anfangs erwähnten Bestimmungen des bisher 
geltenden Rechts für die dort behandelten 
Schuldverhältnisse ersetzen soll. Danach soll 
bei Schulden, die nach Maßgabe des Abkom- 
mens geregelt werden, eine Fristenhemmung 
nur noch 1 8 Monate nach dem Zeitpunkt be- 
stehen, in dem das Abkommen und die in 
Betracht kommende Anlage des Abkommens 
auf die Schuld anwendbar geworden ist. Das 
vorliegende Gesetz erstrecht den Grundge- 
danken dieser Regelung auch auf die übrigen 
Schulden, für die die oben bezeichneten, an 
das Erfordernis der Sondergenehmigung an- 
knüpfenden Vorschriften des bisherigen 
Rechts gelten. Es handelt sich dabei um die 
Schulden, die im Abkommen über deutsche 
Auslandsschulden bezeichnet sind — eigent- 
liche Auslandsschulden — , die aber von den 
Vertragsteilen nicht nach Maßgabe des 
Schuldenabkommens geregelt werden, weil 
der Gläubiger entweder die Regelung nicht 
wünscht oder einem Staat angehört, der dem 
Schuldenabkommen nicht beigetreten ist, 
und außerdem um alle anderen Schulden, zu 


deren Erfüllung ebenfalls eine der bezcich- 
neten Sondergenehmigungen erforderlich ist 
— ähnliche Schulden - — . In Betracht kommen 
sowohl Schulden, die auf privatrechtlichen 
Rechtsverhältnissen beruhen, wie auch solche 
Schulden, die auf Öffentlichem Recht beruhen 
(vgl. Art. 3 und Art. 5 Abs. 1 des AHK-Ge- 
setzes Nr. 67). 

Würde die neue Regelung in der Form von 
Zusätzen zu 'den bezeichneten Vorschriften 
vorgenommen, so würde sie die Unübersicht- 
lichkeit steigern, die sich daraus ergibt, daß 
die bisherige Rechtslage aus drei verschie- 
denen Gesetzen entnommen werden muß. 
Deshalb enthält der Entwurf in den §§ 1 
und 2 eine Neufassung dieser Vorschriften. 
Die Neufassung soll zugleich die unterschied- 
liche Abgrenzung der betroffenen Tatbe- 
stände in den bisher geltenden Vorschriften 
beseitigen, 'da auch diese die Übersichtlichkeit 
beeinträchtigt und nicht notwendig erscheint. 

Das Ziel, die Übersichtlichkeit wiederherzu- 
stellen, kann jedoch nur für die Zukunft er- 
reicht werden. Für die Rechtslage in der ver- 
gangenen Zeit wäre eine übersichtliche Fassung 
nur zu erreichen, wenn noch weitere Ände- 
rungen zur Angleichung der einzelnen gel- 
tenden Vorschriften, die verwandte Fragen 
regeln, vorgenommen würden. Solche Ände- 
rungen würden bewirken, daß in manchen 
Fällen entweder in der Vergangenheit bereits 
abgelaufene Fristen als nicht abgelaufen zu 
behandeln wären oder daß eine gegenwärtig 
bestehende Fristenhemmung durch das neue 
Gesetz beendet würde, ohne daß dem Gläu- 
biger in allen Fällen genügend Zeit verbliebe, 
die Frist nach Inkrafttreten des Gesetzes zu 
wahren. Beide Möglichkeiten sollen aus 
rechtsstaatlichen Gründen vermieden werden. 
Deshalb soll es für die Vergangenheit bei der 
bisher geltenden Regelung verbleiben. Diese 
bleibt daher insoweit durch das vorliegende 
Gesetz unberührt (vgl. § 10 Abs. 2), so daß 
für die Feststellung, ob beim Inkrafttreten 
des Gesetzes ein Anspruch noch nicht ver- 
jährt oder eine Ausschlußfrist noch nicht ab- 
gelaufen ist, auf die bisherige Regelung zu- 
rückgegangen werden muß, also auch auf § 1 
des Gesetzes vom 30. März 1951 und Artikel 1 
des Gesetzes Nr. 67. Dieser Weg entspricht 
der Methode, die aus gleichen Gründen schon 
bei der Ausarbeitung der drei erwähnten 
Gesetze befolgt wurde. 

Die erstrebte Übersichtlichkeit für die Zu- 
kunft wird nur dann erreicht, wenn auch die 
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Regelung, die sich aus dem erwähnten Ar- 
tikel 18 des Abkommens ergibt, in einer dem 
Wortgebrauch und der Gliederung des Ent- 
wurfs angepaßten Form in das Gesetz aufge- 
nommen wird. Diesem Zweck dienen die §§ 3 
bis 6. 

Zu § 1 

§ 1 soll an die Stelle des § 3 des Gesetzes 
vom 28. Dezember 1950, des § 2 Abs. 1 des 
Gesetzes vom 30. März 1951 und der Ar- 
tikel 3 und 4 des Gesetzes Nr. 67 treten. Er 
sieht wie diese für die Verjährung eine Ab- 
laufhemmung vor, begrenzt jedoch den Hem- 
mungszeitraum auf eine feste Zeit. Das Ende 
der Hemmung soll also grundsätzlich nicht 
mehr, wie nach dem bisher geltenden Recht, 
von dem Wegfall des Erfordernisses einer 
Sondergenehmigung abhängen (Sonderrege- 
lung aber in § 10 Abs. 2 Satz 2). Das hat zu; 
Folge, daß nach Ablauf des Hemmungszeit- 
raums eine Verjährung auch dann ein treten 
kann, wenn die für die Erfüllung etwa noch 
erforderliche Sondergenehmigung nicht er- 
teilt wird (vgl. § 9 Abs. 2 des Entwurfs). 

Um dem Gläubiger für die Verfolgung seiner 
Rechte eine angemessene Zeit zu sichern, 
während der dem Schuldner die Einrede 
der Verjährung nicht zusteht, ist der restliche 
Hemmungszeitraum ebenso wie in Artikel 18 
Abs. 1 des Schuldenabkommens auf 18Monate 
bemessen. Dieser Zeitraum kommt dem Zeit- 
raum gleich, der dem Gläubiger gemäß den 
oben bezeichneten Gesetzen nach Wegfall des 
Erfordernisses der Sondergenehmigung zur 
Verhinderung der Verjährung durchschnitt- 
lich noch zur Verfügung gestanden hätte. Der 
Zeitraum soll grundsätzlich in allen Fällen 
mit dem Inkrafttreten des Gesetzes beginnen 
(Absatz 1). 

Es soll also grundsätzlich keinen Unterschied 
machen, ob das Schuldenabkommen auf den 
Anspruch schon anwendbar ist oder nicht 
und ob, wenn das Schuldenabkommen an- 
wendbar ist, die Schuld nach Maßgabe des 
Abkommens geregelt wird oder nicht. Daß 
die letztgenannte Unterscheidung grundsätz- 
lich nicht gemacht werden soll, ist schon bei 
den Verhandlungen über das Schuldenab- 
kommen besprochen worden. Es soll verhin- 
dert werden, daß für eine nicht geregelte 
Schuld hinsichtlich des Ablaufs der Verjäh- 
rungsfristen von vornherein für den Gläubiger 
günstigere Bedingungen gelten als für eine 
geregelte Schuld, damit nicht ein solcher 
Unterschied den Entschluß des Gläubigers 
über die Annahme oder Ablehnung der 


Regelung der Schuld beeinflußt. Die erstge- 
nannte Unterscheidung soll unterbleiben, 
weil ungewiß ist, ob die Staaten, die dem 
Schuldenabkommen noch nicht beigetreten 
sind, ihm noch beitreten werden. Denn die 
nach dem Zweck der Verjährungsgesetz- 
gebung notwendige, im voraus übersehbare 
Begrenzung der kraft Gesetzes eintretenden 
Hemmung könnte nicht erreicht werden, 
wenn der Beginn des restlichen Hemmungs- 
zeitraums wiederum von völlig ungewissen 
Ereignissen abhängen würde. Tritt ein Staat 
künftig dem Schuldenabkommen bei, so kom- 
men die diesem Staat angehörigen Gläubiger, 
wenn die Schuld geregelt wird, alsdann in 
den Genuß der im §§ 3 bis 5 vorgesehenen 
Bestimmungen. In diesen Fällen wird also die 
Einrede der Verjährung entsprechend dem 
Artikel 18 des Schuldenabkommens einge- 
schränkt. 

Einzelne Abweichungen von den dargelegten 
Grundsätzen, die durch besondere Umstände 
begründet sind, ergeben sich aus Absatz 2 
und § 9. 

Absatz 2 soll dem Umstand Rechnung 
tragen, daß einige Gruppen von Schulden, 
auf die das Schuldenabkommen anwendbar 
ist, noch nicht geregelt werden können, weil 
eine im Schuldenabkommen vorgesehene 
Regierungsvereinbarung oder ein darin vor- 
gesehenes Bundesgesetz noch aussteht. Es 
handelt sich dabei z. B. um die Fälle, in denen 
nach Artikel 5 Abs. 4, Artikel 11 Abs. 2 a, 
Artikel 22 Abs. 1 des Schuldenabkommens 
ein Regierungsabkommen getroffen werden 
soll oder in denen nach Artikel 14 Abs. 1 des 
Schuldenabkommens und Anlage I Nr. 6 eine 
bundesgesetzliche Regelung zu erlassen ist. In 
diesen Fällen dürfen gerade die Gläubiger, die 
zur Regelung der Schuld bereit wären, nicht 
dem Nachteil ausgesetzt werden, daß ihre 
Forderung verjähren konnte, bevor die nodi 
fehlende Regierungsvereinbarung oder das 
noch fehlende Bundesgesetz in Kraft tritt. 
Deshalb soll in diesen Sonderfällen der rest- 
liche Hemmungszeitraum von 1 8 Monaten 
erst mit dem Inkrafttreten der Regierungs- 
vereinbarung oder des künftigen Bundes- 
gesetzes beginnen. 

Für Ansprüche, auf die das Schuldenabkom- 
men anwendbar ist, hat § 1, wenn der Gläu- 
biger die Regelung der Schuld annimmt, 
lediglich die Bedeutung, daß er die Frage 
regelt, wann diejenige Hemmung der Ver- 
jährung endet, die auf dem Erfordernis der 
Sondergenehmigung beruhte. Denn aus Ar- 
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tikel 18 des Schuldenabkommens und § 4 
des Entwurfs ergibt sich, daß die im Zeit- 
punkt der Annahme noch nicht abgelaufenen 
Verjährungsfristen ihren Lauf von neuem 
beginnen. Für diese Fälle ist also in § 1 allein 
noch nicht die abschließende Regelung ent 
halten. Diese ergibt sich vielmehr erst unter 
Heranziehung des § 4. 

Dagegen enthält § 1 gegenüber den genannten 
Gesetzen eine grundsätzlich abschließende 
Regelung der Fälle, in 'denen das Schuldenab- 
kommen zwar auf den Anspruch anwendbar 
ist, der Gläubiger die Regelung der Schuld 
aber nicht annimmt, sowie in den Fällen, in 
denen das Schuldenabkommen auf den An- 
spruch nicht anwendbar ist. In diesen Fällen 
kann jedoch der Gläubiger durch eigene Maß- 
nahmen gemäß § 9 Abs. 2 und § 10 Abs. 2 
Satz 2 eine Durchbrechung dieses Grundsatzes 
herbeiführen. 

§ 1 erweitert gegenüber den oben bezeich- 
neten Gesetzen den Kreis der Ansprüche, 
deren Verjährung betroffen wird, auf 
folgende: 

1. öffentlich-rechtliche Ansprüche von In- 
ländern oder solchen Ausländern, die 
nicht unter die Begriffsbestimmung des 
Artikels 5 Abs. 2 des Gesetzes Nr. 67 
fallen. 

2. Öffentlich-rechtliche Ansprüche von Aus- 
ländern, deren Verjährung erst nach dem 
4. Dezember 1951 begonnen hat (vgl. Ar- 
tikel 2 Abs. 2 des Gesetzes Nr. 67). 

3. Bürgerlich-rechtliche Ansprüche der unter 
1 genannten Personen, die nach dem 
21. November 1950 fällig geworden sind 
(vgl. § 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 
30. März 1951 in Verbindung mit Ar- 
tikel 4 des Gesetzes Nr. 67). 

4. Ansprüche, für deren Erfüllung das Er- 
fordernis einer Sondergenehmigung be- 
reits weggefallen ist, soweit trotz dieses 
Wegfalls die Verjährung erst binnen des 
in § 1 bezeichneten restlichen Hemmungs- 
zeitraums eintreten würde. 

Diese Erweiterungen erscheinen geboten, um 
die Regelung übersichtlich zu machen. Sie ist 
unbedenklich, weil sie die Verjährung auf 
höchstens 18 Monate hemmt. 

Zu § 2 

§ 2 regelt die Hemmung der Ausschlußfristen, 
deren Begriff in § 7 festgelegt ist. Er soll § 4 
Abs. 2 des Gesetzes vom 28. Dezember 1950, 
§ 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 30. März 1951 


und Artikel 2 des Gesetzes Nr. 67 ersetzen. 
Für die hier getroffene Regelung sind die- 
selben Gesichtspunkte maßgebend wie bei § 1. 

§ 2 erweitert den Kreis der betroffenen 
Fristen gegenüber dem geltenden Recht in 
entsprechender Weise wie § 1 'den Kreis der 
betroffenen Ansprüche erweitert. Er erstreckt 
diesen Kreis weiter auf diejenigen bürgerlich- 
rechtlichen Fristen, die von den in der Be- 
gründung zu § 1 unter Nr. 1 bezeichneten 
Personen zu wahren sind und nicht unter die 
erwähnten Bestimmungen der Gesetze vom 
28. Dezember 1950 und 30. März 1951 fallen. 
Auch aus der erweiterten Definition der Aus- 
schlußfristen in § 7 ergibt sich eine Vergröße- 
rung des Kreises der betroffenen Fristen. Alle 
diese Erweiterungen erscheinen geboten, um 
zu einer leicht übersichtlichen Regelung zu 
gelangen. 

Zu §§ 3 bis 6 

§§ 3 bis 6 sollen im Gegensatz zu §§ 1 und 2, 
die auch in anderen Fällen gelten, nur für die 
Fristen bei Ansprüchen gelten, auf die das 
Schuldenabkommen und seine Anlagen an- 
wendbar sind. §§ 3 bis 5 haben gegenüber 
Artikel 18 des Schuldenabkommens keine 
selbständige rechtliche Bedeutung. Sie wieder- 
holen lediglich den rechtlichen Inhalt dieses 
Artikels in einer an die deutsche Rechts- 
sprache angepaßten Wortfassung, um seine 
richtige Anwendung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zu erleichtern. Eine sachliche 
Änderung des Artikels 18 ist in den Bestim- 
mungen nicht enthalten. Eine solche würde 
mit den Verpflichtungen aus dem Abkom- 
men nicht vereinbar sein. 

Da die §§ 3 bis 5 in den durch sie betroffenen 
Fällen einen Streit darüber ausschlie,ßen, ob 
eine Frist in der Zeit vom 1. Juni 1933 bis 
zum Beginn der durch die oben bezeichneten 
Gesetze angeordneten Fristenhemmung abge- 
laufen ist, war zu prüfen, ob eine hieran an- 
gepaßte Regelung für die Fristen bei den- 
jenigen Ansprüchen aus dem innerdeutschen 
oder dem zwischenstaatlichen Verkehr zu 
treffen sei, die im wirtschaftlichen Zusam- 
menhang mit iden durch §§ 3 bis 5 betrof- 
fenen Ansprüchen stehen. Von einer der- 
artigen Regelung ist aus folgenden Gründen 
abgesehen worden: 

Besteht der erwähnte Zusammenhang darin, 
daß eine Gegenforderung gegen den Gläubi- 
ger der durch §§ 3 bis 5 betroffenen Forde- 
rung gegenübersteht, so ist nach § 390 Satz 2 
BGB eine Aufrechnung trotz Verjährung der 


7 



Gegenforderung nicht ausgeschlossen, wenn 
diese zu der Zeit, zu welcher sie gegen die 
Forderung des Gläubigers aufgerechnet wer- 
den konnte, noch nicht verjährt war. Besteht 
auf Grund eines Gegenanspruches ein Zurück- 
behaltungsrecht gegenüber einem durch §§ 3 
bis 6 betroffenen Anspruch, so dürfte § 390 
Satz 2 BGB entsprechend anzuwenden sein, 
so daß der Gläubiger des Anspruchs dem 
Zurückbehaltungsrecht des Schuldners die 
Einrede der Verjährung nicht entgegenhalten 
konnte. 

Besteht der erwähnte Zusammenhang nicht 
darin, daß die andere Forderung sich gegen 
den Gläubiger der durch §§ 3 bis 5 betrof- 
fenen Forderung richtet, sondern darin, daß 
die andere Forderung im wirtschaftlichen Zu- 
sammenhang mit der Forderung des auslän- 
dischen Gläubigers entstanden ist, so wird im 
allgemeinen anzunehmen sein, daß die Forde- 
rung, sofern sie auf deutsche Währung lautet, 
nicht mehr rückständig und daher die Frage 
der Verjährung gegenstandslos ist. Liegen 
dagegen besondere Umstände vor, die die Er- 
füllung der Forderung bisher verhindert 
haben, oder handelt es sich um Ansprüche in 
ausländischer Währung, so dürfte der Berech- 
tigte die Möglichkeit haben, auch ohne be- 
sondere gesetzliche Vorschrift einer Einrede 
der Verjährung in den Fällen mit Erfolg ent- 
gegenzutreten, in denen die Berufung auf die 
Verjährung Treu und Glauben widersprechen 
würde. Als solche Fälle können z. B. in Be- 
tracht kommen: Forderungen ‘der in § 3 
Abs. 2 des Gesetzes vom 28. Dezember 1950 
bezeichneten Art, ferner Forderungen, die 
der Schuldner des ausländischen Gläubigers 
gegenüber seinen Auftraggebern oder Mit- 
gesellschaftern dadurch erworben hat, daß er 
bei der Eingehung der Auslandsverbindlich- 
keit in deren Auftrag gehandelt hat. 

Da somit auf der Grundlage des geltenden 
Rechts eine befriedigende Regelung der er- 
wähnten Fälle möglich erscheint, ist eine Son- 
dervorschrift für diese entbehrlich. Eine 
solche empfiehlt sich auch deshalb nicht, weil 
die durch sie zu erfassenden Tatbestände 
kaum einwandfrei abgegrenzt werden könn- 
ten und weil eine zu enge Fassung der Son- 
dervorschrift zu unerwünschten Rückschlüs- 
sen hinsichtlich der nicht erfaßten Falle 
führen könnte. 

Zu § 3 

Die Bestimmung entspricht dem Artikel 1 8 
Abs. 1 des Schuldenabkommens, soweit dieser 
sich auf die Behandlung der Verjährungs- 


fristen bei Festsetzung des Regelungsangebots 
bezieht. Da Artikel 18 Abs. 1 vorsieht, daß 
die Verjährung während des in ihm bezeich- 
neten Zeitraums als gehemmt angesehen 
wird, wird nicht wie in den oben bezeich- 
neten Gesetzen eine Ablaufshemmung, son- 
dern eine echte Hemmung der Verjährung 
angenommen. Das hat zur Folge, daß der vor 
Beginn des Hemmungszeitraums am 1. Juni 
1933 noch nicht abgelaufene Teil einer Frist, 
die bei seinem Beginn schon im Lauf war, 
sich an das Ende des Hemmungszeitraums an- 
schließt, und daß eine infolge der Hemmung 
nicht angelaufene Frist mit dem Ende dieses 
Zeitraums ihren Lauf beginnt. 

Mit der Bestimmung, daß der Hemmungs- 
zeitraum am 1. Juni 1933 beginnt, wird ein 
Streit über die Verjährung seit diesem Zeit- 
punkt gegenstandslos. Ob eine Forderung, 
z. B. der nach § 197 BGB der vierjährigen 
Verjährung unterliegende Anspruch auf eine 
Zinsrate, auf Grund des geltenden Rechts 
nach diesem Zeitpunkt überhaupt verjähren 
und gegebenenfalls unter welchen Voraus- 
setzungen die Verjährung vollendet werden 
konnte, obgleich die devisenrechtlichen Be- 
stimmungen und andere Umstände der da- 
maligen Zeit eine besondere Rechtslage schu- 
fen, ist demnach nur noch für nicht geregelte 
Ansprüche von Bedeutung. Die Frage wird 
weder durch Artikel 18 des Abkommens 
noch durch § 4 zur Entscheidung gebracht. 

Das Ende des Hemmungszeitraums ist durch 
Anschließung einer restlichen Hemmungszeit 
von 18 Monaten an den Zeitpunkt zu ermit- 
teln, in dem das Schuldenabkommen auf den 
Anspruch anwendbar wird. Dieser Zeitpunkt 
ergibt sich für die einzelnen Ansprüche un- 
terschiedlich unter dem Gesichtspunkt, wann 
die Regierung des Gläubigerstaates, auf den 
es nach Artikel 4 des Schuldenabkommens 
für den Anspruch ankommt, die Ratifika- 
tionsurkunde oder die Notifikation der 
Genehmigung des Abkommens gemäß Arti- 
kel 35 des Abkommens hinterlegt. Ist die 
Hinterlegung vor Inkrafttreten des vorlie- 
genden Gesetzes erfolgt, so würde die rest- 
liche Hemmungszeit von 18 Monaten ent- 
sprechend dem Artikel 18 des Schulden- 
abkommens bereits in dem Zeitpunkt 
begonnen haben, in dem das Abkommen auf 
die Schuld anwendbar geworden ist. Aus § 1 
ergibt sich aber, daß die restliche Hemmungs- 
zeit in diesen Fällen erst mit dem Inkraft- 
treten des vorliegenden Gesetzes oder in den 
Fällen des § 1 Abs. 2 erst in dem dort be- 
zeichneten Zeitpunkt beginnt. Nimmt da- 
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gegen der Gläubigerstaat die Hinterlegung 
gemäß Artikel 35 Abs. 3 des Abkommens 
erst nach diesem Zeitpunkt vor, oder tritt er 
gemäß Artikel 36 des Abkommens erst 
später bei, so beginnt für die dadurch betrof- 
fenen Ansprüche die in § 3 vorgesehene rest- 
liche Hemmungszeit erst dann, also erst 
später als der entsprechende in § 1 bestimmte 
Zeitraum. Das kann zur Folge haben, daß 
auch nach § 1 bereits verjährte Ansprüche als 
nicht verjährt gelten. 

Zu § 4 

Absatz 1 entspricht dem Artikel 18 Abs. 1 
des Schuldenabkommens, soweit dieser sich 
auf die Regelung der Schuld bezieht. Zur 
Erklärung wird auf die Begründung zu § 3 
verwiesen. 

Der letzte Satzteil des Absatzes 1 entspricht 
dem Artikel 18 Abs. 3 des Schuldenabkom- 
mens, soweit dieser sich auf die Verjährungs- 
fristen bezieht. Da Artikel 18 Abs. 3 vor- 
sieht, daß in den dort bezeichneten Fällen 
die Verjährung unterbrochen wird, spricht 
§ 4 in Angleichung an § 217 BGB aus, daß 
in diesen Fällen eine neue Verjährung be- 
ginnt. Da eine Unterbrechung der Verjäh- 
rung nur in Betracht kommen kann, wenn 
die Verjährung noch nicht vollendet ist, weist 
die Wortfassung zur Verdeutlichung hieraul 
hin. 

Absatz 2 entspricht dem Artikel 18 Abs. 2 
des Schuldenabkommens. Er betrifft den 
Zeitraum, der sich an den in § 3 vorgese- 
henen Hemmungszeitraum anschließt, und 
bewirkt wie § 1 eine Hemmung des Ablaufs 
der Verjährungsfristen für die betroffenen 
Ansprüche, nicht aber wie § 3 und § 4 Abs. 1 
eine echte Hemmung der Verjährung. 

Zu § 5 

Die Vorschrift entspricht dem Artikel 18 
Abs. 1 bis 3 des Schuldenabkommens, soweit 
diese Bestimmungen die Ausschlußfristen 
betreffen. Da diese die Ausschlußfristen 
ebenso behandeln wie die Verjährungsfristen, 
kommen Sondervorschriften für die Aus- 
schlußfristen nicht in Betracht. 

Zu § 6 

Die Bestimmung entspricht dem Artikel 1 8 
Abs. 5 Satz 2 des Schuldenabkommens. 
Sie bestimmt eine Ausnahme von dem 
Grundsatz des deutschen internationalen 
Privatrechts, daß die deutschen Verjährungs- 
vorschriften nur für Ansprüche gelten, die 
dem deutschen Recht unterliegen. Die Be- 
stimmung hat zur Folge, daß die §§ 3 bis 5 


in den Rechtskreis der Gläubigerstaaten ein- 
greifen, deren Rechtsvorschriften das Schuld- 
verhältnis unterliegt. Die grundsätzlichen 
Bedenken, die gegen diesen Eingriff sonst be- 
stehen würden, werden dadurch ausgeschlos- 
sen, daß die Regierungen der betroffenen 
Gläubigerstaaten sich durch Abschluß des 
Schuldenabkommens oder durch ihren Bei- 
tritt zu dem Abkommen damit einverstan- 
den erklärt haben. § 6 bezieht sich nur auf 
die §§ 3 bis 5. Hinsichtlich der übrigen Vor- 
schriften des vorliegenden Gesetzes verbleibt 
es dagegen bei dem bezeichneten Grundsatz 
des deutschen Rechts. 

Zu § 7 

Die Vorschrift soll sowohl für die in § 2 wie 
für die in § 5 genannten Ausschlußfristen 
gelten. Sie soll, soweit § 2 in Betracht 
kommt, Artikel 5 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 67 
ersetzen und, soweit § 5 in Betracht kommt, 
dem Artikel 18 Abs. 4, Abs. 5 Satz 1 des 
Schuldenabkommens Ausdruck geben. § 7 ist 
daher in der Weise gefaßt, daß er diese bei- 
den Bestimmungen deckt. 

Die in Absatz 2 aufgeführten Ausnahmen 
aus .dem Kreis der Ausschlußfristen sind an 
Artikel 18 Abs. 4 des Schuldenabkommens 
angeglichen. Die unter Nr. 3 aufgeführten 
Fristen nach § 13 Abs. 3 des Versicherungs- 
vertragsgesetzes sind in die Liste der Aus- 
nahmen aufgenommen worden, weil die Tat- 
sache, daß diese Fristen unter die Begriffs- 
bestimmung in Artikel 5 Abs. 1 des Gesetzes 
Nr. 67 fallen, jetzt nicht mehr von Bedeu- 
tung ist; denn diese Fristen sind inzwischen 
abgelaufen, weil ihre Hemmung bereits seit 
30. Juni 1952 beendet ist (Artikel 2 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes Nr. 67). 

Nr. 4 bezieht sich auf Fristen, die im Wert- 
papierbereinigungsgesetz vom 19. August 
1949 (WiGBl. S. 295), in den Gesetzen zur 
Änderung und Ergänzung des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes vom 29. März 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 211) und vom 20. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 940) sowie im Be- 
reinigungsgesetz für deutsche Auslandsbonds 
vom 25. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 553) vorgesehen sind. Unter die Ausnahme 
des ersten Halbsatzes fallen nicht Fristen, die 
keine Verfahrensfristen sind, wie z. B. die 
Fristen, die in § 53 Abs. 5 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes, in § 14, § 32 
Abs. 1 Satz 2, § 35 Abs. 2 Satz 2 des Zwei- 
ten Änderungsgesetzes und in § 69 Abs. 2 
Nr. 1 des Bereinigungsgesetzes für deutsche 
Auslandsbonds vorgesehen sind. 
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Zu § 8 

§ 8 stellt klar, daß durch das Gesetz die 
gesetzlichen Verjährungs- und Ausschluß- 
fristen nicht verkürzt werden. Er ersetzt 
damit den Artikel 6 des AHK-Gesetzes 
Nr. 67. § 8 ergibt darüber hinaus, daß das 
Gesetz — abgesehen von den aus § 9 folgen- 
den Ausnahmen und den Folgen der Außer- 
kraftsetzung der in § 10 genannten Gesetze 
für die Zukunft — in eine Hemmung der 
Fristen nicht eingreift, die etwa nach anderen 
gesetzlichen Bestimmungen eintritt. Daraus 
folgt, daß § 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 
28. Dezember 1950, der die Folgen einer 
solchen Hemmung besonders regelt, hier 
nicht anzuwenden ist und daß insbesondere 
§ 205 BGB grundsätzlich unberührt bleibt. 
Daß andererseits für die Wirkung der durch 
Kriegs- oder Nachkriegsvorschriften ange- 
ordneten Hemmung § 1 Abs. 1 des Gesetzes 
vom 28. Dezember 1950 gilt und somit die 
Hemmung nach §§ 1 und 2 des vorliegenden 
Gesetzes wie auch idie Hemmung nach § 9 
Abs. 2, § 10 Abs. 2 Satz 2 als eine Ablauf- 
hemmung wirken, bedarf keiner Hervor- 
hebung im Gesetz. 

Schließlich soll § 8 klarstellen, daß in Vor- 
schriften internationaler Verträge nicht zum 
Nachteil der Gläubiger eingegriffen wird. In 
dieser Richtung soll § 8 insbesondere verhin- 
dern, daß aus der unterschiedlichen Wort- 
fassung des Artikels 18 des Schuldenabkom- 
mens und der §§ 3 bis 6 des vorliegenden 
Gesetzes nichtbeabsichtigte Schlüsse zum 
Nachteil der Gläubiger gezogen werden 
könnten. 

Satz 2 soll für die dort bezeichneten Fälle 
Zweifel über die Tragweite des ersten Satzes 
ausschließen. Insbesondere ergibt Satz 2, daß 
die dort genannten Hemmungsgründe auch 
durch § 9 nicht berührt werden. 

Zu § 9 

§ 12 des Gesetzes zur Ausführung des Ab- 
kommens über deutsche Auslandsschulden 
vom 24. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1003) verbietet Leistungen zur Erfüllung 
einer Schuld, die nach dem Abkommen zu 
regeln wäre, aber nicht geregelt worden ist, 
sowie im Anschluß an Artikel 8 und 10 des 
Schuldenabkommens auch Leistungen in ge- 
wissen anderen Fallen. Dieses Leistungsverbot 
gilt bis zur Erledigung aller Verpflichtungen 
aus dem Abkommen. Es würde, wenn nichts 
anderes bestimmt würde (vgl. § 8), eine 
Hemmung der Verjährung gemäß § 202 
BGB bewirken. Da die Verpflichtungen aus 


dem Schuldenabkommen erst nach mehreren 
Jahrzehnten erledigt sein werden, würde sich 
also eine Verjährungshemmung ergeben, die 
möglicherweise sogar noch erheblich länger 
dauern würde als die Hemmung, die sich bis- 
her nach den in § 10 genannten Gesetzen 
aus dem Erfordernis der devisenrechtlichen 
Sondergenehmigung ergibt. Die Gründe, die 
die Änderung dieser bisher geltenden Be- 
stimmungen erforderlich machen, zwingen 
verstärkt dazu, hier eine Ausnahme von 
§ 202 BGB vorzusehen. Denn § 202 BGB 
konnte Fälle eines so weit ausgedehnten 
Leistungsverweigerungsrechts des Schuldners, 
wie es der genannte § 12 vorsieht, noch nicht 
in Betracht ziehen. Absatz 1 sieht demgemäß 
vor, daß das Leistungsverbot keine Hem- 
mung der Verjährung bewirkt. 

Die dem Leistungsverbot unterliegenden An- 
sprüche können also nach Ablauf des in § 1 
bestimmten Hemmungszeitraums schon vor 
Wegfall des Leistungsverbots verjähren, falls 
die Verjährung nicht aus anderen Gründen 
gehemmt oder unterbrochen wird. Wenn der 
Gläubiger verhindern will, daß der Schuldner 
bei Geltendmachung des Anspruchs nach 
Aufhebung des Leistungsverbots die Einrede 
der Verjährung erheben kann, muß er dem- 
nach selbst Maßnahmen ergreifen, um die 
Verjährung zu verhindern. Als Mittel hierzu 
stehen ihm nach geltendem Recht die Stun- 
dungsvereinbarung, die nach § 202 BGB die 
Verjährung hemmt, sowie die Erwirkung 
eines Anerkenntnisses des Schuldners oder die 
Erhebung einer Feststellungsklage zur Ver- 
fügung, die beide nach §§ 208, 209 BGB die 
Verjährung unterbrechen. Die Stundungsver- 
einbarung und die Erwirkung eines Aner- 
kenntnisses setzen ein Mitwirken des Schuld- 
ners voraus, das der Gläubiger nicht erzwin- 
gen kann. Gegen einen Schuldner, der den 
Anspruch bestreitet oder sich untätig ver- 
hält, muß der Gläubiger also Klage erheben, 
wenn er verhindern will, daß die Verjährung 
ungehemmt vollendet wird. Obwohl die 
Klärung eines streitigen Anspruchs durch ein 
Feststellungsurteil auch im eigenen Interesse 
des Gläubigers liegt, ist dieser Zwang zur 
Klage für den Gläubiger in den vorliegenden 
Fallen eine Last, weil hier das Leistungsver- 
bot die Beitreibung der Forderung auf Jahr- 
zehnte unmöglich macht. Denn der Gläubiger 
kann nicht wissen, ob er den Wegfall des 
Leistungsverbots überhaupt erleben wird 
und ob dann der Schuldner oder dessen 
Erben noch in der Lage sein werden, den 
Anspruch zu erfüllen. Der Gläubiger ist also 
im ungewissen darüber, ob die mit der Fest- 
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stellungsklage verbundenen Kosten sich spä- 
ter lohnen werden. Die in dieser Ungewiß- 
heit liegende Last wird noch dadurch ver- 
mehrt, daß in den vorliegenden Fällen die 
Gläubiger stets Ausländer sind. Für Auslän- 
der ist es, besonders wenn sie in entlegenen 
Orten wohnen, meist schwierig, in einem an- 
deren Lande in einer ihnen fremden Sprache 
und nach einem ihnen unbekannten Prozeß- 
recht eine gerichtliche Klage zu führen, zu- 
mal wenn der Gegner ein Schuldner ist, dessen 
Leistungsfähigkeit erst ermittelt werden 
muß. Diese Umstände verursachen dem aus- 
ländischen Gläubiger erhöhte Kosten für 
Rechtsberatung, Auskünfte und Übersetzun- 
gen. 

Deshalb erscheint es bei der besonderen Lage, 
die durch das erwähnte Leistungsverbot ge- 
schaffen wird, nicht angemessen, den Gläu- 
bigeren den streitigen Fällen allein auf die 
Möglichkeit zu verweisen, die Verjährung 
durch eine Feststellungsklage zu unter- 
brechen. Andererseits ist es aber auch nicht 
möglich, den Gläubiger völlig davon zu ent- 
lasten, eigene Maßnahmen zur Verhinderung 
der Verjährung zu ergreifen. Zwar kann ein 
Streit über den Anspruch nur durch eine 
Klage des Schuldners auf Feststellung, daß 
der vom Gläubiger erhobene Anspruch nicht 
besteht, zur gerichtlichen Entscheidung ge- 
bracht werden. Eine solche negative Fest- 
stellungsklage kann der Schuldner jedoch nur 
erheben, wenn ihm bekannt ist, daß der 
Gläubiger gegen ihn einen Anspruch zu haben 
vermeint. Auf diesem Wege läßt sich das 
vorliegende Problem also auch nicht befrie- 
digend lösen. 

Deshalb sieht Absatz 2 Satz 1 eine gegenüber 
dem geltenden Recht neue Möglichkeit vor, 
die Verjährung des Anspruchs während der 
Dauer des Leistungsverbots auszuschließen. 
Die bloße Aufforderung des Gläubigers an 
den Schuldner, sich über die Anerkennung 
des Anspruchs zu äußern, soll bewirken, daß 
der Anspruch erst nach Aufhebung des Lei- 
stungsverbots verjähren kann und daß die 
auf den Anspruch anwendbaren Ausschluß- 
fristen nicht früher ablaufen. Diese Lösung 
ist mit dem Grundgedanken der gesetzlichen 
Verjährungs- und Ausschlußfristen vereinbar, 
da sie den Schuldner und seine Erben davor 
schützt, daß sie nach Jahrzehnten noch An- 
sprüchen von Gläubigern ausgesetzt sind, die 
ihnen unbekannt waren oder die sie für er- 
ledigt hielten. Die Lösung ist auch für den 
Gläubiger weniger beschwerlich, da er ledig- 
lich seinen Anspruch genau bezeichnen und 
dafür sorgen muß, daß seine privatschrift- 


liche Aufforderung dem Schuldner rechtzeitig 
zugeht. 

Nah Absatz 2 Satz 1 muß die Aufforderung 
dem Verpflichteten zugehen, bevor der An- 
spruch verjährt ist oder die Ausschlußfristen 
abgelaufen sind. Absatz 2 Satz 3 sieht in 
diesem Punkte eine Abweihung von Satz 1 
für die Fälle vor, in denen der Berehtigte 
die Person des Verpflichteten oder dessen 
Aufenthalt bei Anwendung der im Verkehr 
erforderlihen Sorgfalt nicht rehtzeitig er- 
mitteln konnte. Ohne diese Sondervorshrift 
müßte der Berehtigte in diesen Fällen die 
öffentliche Zustellung der Aufforderung an 
den Verpflichteten erwirken (§ 132 Abs. 2 
BGB). Bei Abwägung der Interessen der 
Beteiligten ersheint es nicht gereht, den 
Berechtigten auf diesen Weg zu verweisen, 
der übrigens auh eine gesetzlihe Ergänzung 
der Vorshriften des § 132 Abs. 2 BGB über 
die örtlihe Zuständigkeit des Gerihts erfor- 
dern würde. Die öffentliche Zustellung ist 
für den Berehtigten ein beshwerliher Weg. 
Sie würde dem Verpflichteten in den meisten 
Fällen nicht die durh die Aufforderung be- 
zweckte Aufklärung zukommen lassen, weil 
öffentliche Zustellungen erfahrungsgemäß 
dem Verpflichteten oft nicht zur Kenntnis 
kommen. Deshalb läßt Satz 3 in diesen Fäl- 
len eine Aufforderung genügen, die dem 
Verpflichteten binnen ahtzehn Monaten 
nah dem Zeitpunkt zugeht, in dem der Be- 
rehtigte die genannten Umstände ermitteln 
kann. 

Absatz 2 Satz 2 knüpft an eine nah Inkraft- 
treten des Gesetzes aus irgendeinem Grunde 
eintretende Unterbrechung der Verjährung 
eines Anspruchs, der von dem Leistungsver- 
bot des § 12 des bezeihneten Ausführungs- 
gesetzes betroffen wird, dieselbe Wirkung, 
die Absatz 2 Satz 1 mit dem Zugehen der 
Aufforderung an den Verpflichteten verbin- 
det. Erkennt der Verpflichtete ohne die in 
Satz 1 vorgesehene Aufforderung den An- 
spruch an, so wäre eine besondere Aufforde- 
rung zum Anerkenntnis eine überflüssige 
Förmlichkeit. Für die übrigen Fälle der 
Unterbrechung der Verjährung rechtfertigt 
sih die Vorshrift des Satzes 2 aus dem Ge- 
sichtspunkt, daß der Verpflihtete durh den 
Unterbrehungsgrund, z. B. die Erhebung der 
Feststellungsklage des Berehtigten, Kenntnis 
davon bekommt, daß der Berehtigte den 
Anspruch aufrechterhält. 

Zu § 10 

Die in Absatz 2 Satz 1 genannten gesetzlichen 
Bestimmungen sollen für die Zukunft durch 
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die §§1,2 und 7 des vorliegenden Gesetzes 
ersetzt werden, wie dies in der Begründung 
im einzelnen ausgeführt ist. Sie sollen daher 
für die Zeit vom Inkrafttreten des vorliegen- 
den Gesetzes an, soweit dieses eingreift, nicht 
mehr angewandt werden. §§ 1 und 2 dieses 
Gesetzes greifen mangels eines Bedürfnisses 
zur Neuregelung in die durch Art. 2 und 3 
des AHK-Gesetzes Nr. 67 geregelten Tat- 
bestände insoweit nicht ein, als das Erforder- 
nis 'der Sondergenehmigung vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes weggefallen ist. Solche 
Fälle, die infolge der Lockerung der Devisen- 
bewirtschaftung häufig auftreten, sollen dem- 
nach allein durch die bezeichneten Vorschrif- 
ten des AFIK-Gesetzes geregelt bleiben. 
Ferner behalten die in § 10 Abs. 2 genannten 
Bestimmungen Bedeutung für die Verjährung 
und den Fristenablauf in der Zeit vor In- 
krafttreten des Gesetzes, also insbesondere 
für die Feststellung, ob beim Inkrafttreten 
des 'Gesetzes ein Anspruch noch nicht ver- 
jährt (§ 1) und eine Ausschlußfrist noch nicht 
abgelaufen ist (§ 2). Daß die in Absatz 2 
nicht ausdrücklich aufgeführten, noch gül- 
tigen Vorschriften der genannten Gesetze an- 
wendbar bleiben, bedarf keiner Flervor- 
hebung im Gesetz. 

Absatz 2 Satz 2 enthält für einen kleinen 
Kreis von Ansprüchen eine Sondervorschrift, 


die weitgehend an § 9 Abs. 2 angeglichen ist. 
Er beruht auf denselben Erwägungen wie 
diese Bestimmung. Er betrifft die Ansprüche, 
die durch die in § 10 Abs. 2 Satz 1 genannten 
Vorschriften betroffen werden und von den 
Beteiligten nicht nach Maßgabe des Abkom- 
mens über deutsche Auslandsschulden ge- 
regelt werden können, z. B. weil die in Ar- 
tikel 4 Abs. 1 des Abkommens bezeichneten 
zeitlichen Voraussetzungen nicht gegeben 
sind oder weil der Gläubiger oder der Sdiuld- 
ner einem Staat zuzurechnen ist, für den das 
Abkommen nicht gilt. Absatz 2 Satz 2 soll 
nur für die nach dem Schuldenabkommen 
nicht zu regelnden Schulden gelten, weil für 
die zu regelnden Schulden kein Bedürfnis nach 
einer Sondervorschrift besteht. Soweit diese 
geregelt werden, braucht über Artikel 18 des 
Abkommens nicht weiter hinausgegangen zu 
werden, als die §§ 1 und 2 es vor sehen. So- 
weit die zu regelnden Schulden nicht geregelt 
werden, greift das Leistungsverbot des § 12 
des erwähnten Ausführungsgesetzes und 
damit bereits § 9 Abs. 2 des vorliegenden 
Gesetzes ein. 

Zu § 11 

Da die Rechtslage in Berlin der Rechtslage im 
übrigen Geltungsbereich des Grundgesetzes 
entspricht, ist in § 11 vorgesehen, daß das 
vorliegende Gesetz auch im Lande Berlin gilt. 
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